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zuriickgezogen hat. Im Gegen-
satz zu Heidemarie Wieczorek-
Zeul hilt Armin Claus einen
Neuanfang  programmatisch
und strategisch  fir  vollig
falsch. Die neue Bezirksvorsit-
zende verspricht dagegen «fTi-
schen Wind», wobei sie in Lan-
gen auf selbstkritische Tone
nicht verzichtete.

IThrer Meinung nach herrscht
an der Basis der Eindruck vor,
«als vermittle unsere Landes-
politik kein klares Profil und
keinen mitreissenden Elan». In
der Entwicklung bis 1987 sieht
sie «ein Zuwenig an innerpar-
teilicher Demokratie». Das be-
zieht sich auf das Ende der rot-
griilnen Koalition unter Holger
Boérner. Das von Hessen-Sid
unterstiitzte Biindnis war von
einer kleinen Gruppe um den

Ministerprisidenten  beendet
worden.
Heidemarie  Wieczorek-Zeul

warnte in Langen, es dirfe
nicht nur ein kleiner Zirkel fiih-
render Genossen wichtigste
und folgenschwere Entschei-
dungen treffen. Sie forderte ei-
ne verstirkte Kontrolle der
Verwaltung  «durch  mehr
Transparcnz und bessere Ak-
tenzugangsrechte der Biirger».
Nach dem Vorbild skandinavi-
scher Linder und der USA soll
ein  «Informationsfreiheitsge-
setz» einen leichteren Zugang
zu Behordenakten ermogli-
chen.

Abgelehnt wurde dagegen der
Vorschlag, Volksbegehren und
Volksentscheide auf Bundes-
ebene zu fordern. Der frithere

hessische Innenminister Horst
Winterstein warnte davor, Fra-
gen der Ausldnderpolitik per
Volksentscheid zu losen. Bei
der starken Ablehnung gegen-
iiber Fremden konnten Mass-
nahmen getroffen werden, die
dem deutschen Ansehen im
Ausland schaden.

Verboten werden sollte dage-
gen die kiinstliche Befruchtung
ausserhalb des Mutterleibes,
um einen Missbrauch der Em-
bryonen auszuschliessen. In
Sachen «Frauenquote» sollen
zukiinftig in der Partei minde-
stens 40 Prozent aller Funktio-
nen und Mandate von Frauen
besetzt werden. Bei den Partei-
amtern in Hessen-Sud soll das
bis 1990 verwirklicht werden.
Wie schwierig das zu verwirkli-
chen ist, zeigte sich bei der
Wahl zum neuen Parteivor-
stand. Bislang gehorten dem
19kopfigen Gremium sieben
Frauen an, in Zukunft sind es
nur finf.

In den kommenden Monaten
sollten sich die Hessen auf den
schwelenden Korruptionsskan-
dal in der Frankfurter Stadtver-
waltung konzentrieren und
praktikable Kontrollmechanis-
men vorlegen, die eine Wieder-
holung ausschliessen. 1989
folgt dann der erste grosse Hér-
tetest, wenn der ehemalige
Bundesminister Volker Hauff
in Frankfurt antritt, um als
Oberbiirgermeister gewihlt zu
werden. Voraussetzung fir ei-
nen Sieg muss der Schulter-
schluss zwischen dem linken
und rechten Fligel sein.

SPD und SED machen biindnisiibergreifende Vorschlige

Zone des Vertrauens

Der Dialog tiber die Mauer zeigt Resultate

In den ersten Juli-Tagen dieses

Jahres hat die gemeinsame Ar-

beitsgruppe von SPD und SED

ihr neues Papier iiber sicher-
heitspolitische Fragen vorgelegt.
Der Inhalt dreht sich in erster Li-

nie um vertrauenschaffende Si-
cherheitsstrukturen fiir Europa.
Wir dokumentieren die Thesen
der beiden Parteien in leicht ge-
kiirzter Form.

1. Die Chancen fiir weitere
Abriistungsschritte in Europa
1.1 Nach Inkrafttreten des Ab-
kommens iiber die Beseitigung
aller landgestiitzten sowjeti-
schen und amerikanischen Ra-
keten mittlerer und kiirzerer
Reichweite muss die histori-
sche Chance genutzt werden,
das alte Denken in den Katego-
rien militdrischer Konfronta-
tion und Abschreckung zu
iberwinden sowie eine interna-
tionale Ordnung des Friedens
zu schaffen, die allen Staaten
gleiche Sicherheit gibt. (...)
1.2 Erst der Abbau der militiri-
schen Konfrontation eréffnet
die reale Moglichkeit, ein euro-
pdisches System der gemeinsa-
men Sicherheit und allseitigen
Zusammenarbeit zu entwik-
keln. SPD und SED teilen die
Auffassung der politischen
Krifte, die den Abriistungspro-
zess fortsetzen und ithm Dyna-
mik verleithen wollen. Das gilt
besonders fiir Europa und sei-
ne zentrale Region mit seiner
grossten existierenden Dichte
von Streitkriften und Waffen.
In diesem Zusammenhang er-
neuern beide Parteien ihre For-
derung, in Wien schnellstens
das Mandat fir Verhandlungen
noch in diesem Jahr iiber die
Reduzierung von Truppen und
konventionellen Riistungen in
Europa fertigzustellen. (...)
1.3 Zugleich gilt es, weitere An-
strengungen auf dem Wege zur
Beseitigung der Massenver-
nichtungswaffen in FEuropa,
insbesondere der taktischen
Atomwaffen, zu unternehmen.
(--2)
1.4 Verhandlungen auf der
Ebene der Regierungen entbin-
den politische Parteien in Ost
und West nicht von der Verant-
wortung, den Abrilistungspro-
23



zess durch eigene Vorschlige
und Ideen zu fordern. (...)

1.5 Das Auseinanderriicken der
offensivfiahigen militirischen
Potentiale an der Beriihrungsli-
nie der beiden Biindnisse wire
ein Schritt zur Verringerung
der Gefahr von  Uberra-
schungsangriffen sowie der Of-
fensivfahigkeit der Streitkrifte.
Die Reduzierung von Streit-
kriften in geschlossenen Ver-
binden mit ihrer strukturmaés-
sigen konventionellen Bewaff-
nung sowie die Reduzierung
und schliessliche Beseitigung
der taktischen Atomwaffen be-
deuten mehr Sicherheit fir alle
Biindnisstaaten, vor allem,
wenn diese Zone verdiinnter
Bewaffnung in Regelungen
iiber Stabilitit auf geringem
Niveau fiir Zentraleuropa und
fir Gesamteuropa vom Atlan-
tik bis zum Ural eingebettet
wdre.

Die gemeinsame Arbeitsgrup-
pe setzt ihre Beratungen Uber
Prinzipien und Kriterien einer
europdischen Stabilitit auf der
Basis struktureller Angriffsun-
fahigkeit fort. (...)

2. Fiir mehr Vertrauen und
Sicherheit in Europa

2.1 Die Erfahrungen mit dem
Stockholmer Dokument zei-
gen, dass vertrauensbildende
Massnahmen kurzfristig ver-
wirklicht werden kdnnen, wo-
bei ihre politisch stabilisieren-
de Wirkung schon vor dem Ab-
schluss einer Vereinbarung
tiber die Reduzierung der
Streitkrifte zum Tragen kom-
men kann.

2.2 Vertrauensbildende Mass-
nahmen sollen nach dem Wil-
len der KSZE-Teilnehmerstaa-
ten das Risiko eines Kriegsaus-
bruchs, unter anderem infolge
eines Irrtums oder eines Miss-
verstindnisses, durch wechsel-
seitigen Informationsaus-
tausch, Offenheit und Bere-
chenbarkeit verringern. Sie
sind militédrisch signifikant, po-
litisch bindend, kontrollierbar
24

und anwendbar vom Atlantik
bis zum Ural.

2.3 Als stdandige Einrichtung
zur wechselseitigen Informa-
tion iiber Manover und andere
Ereignisse, die zu Missver-
stindnissen fihren konnen,
gibt es bisher direkte Verbin-
dungen zwischen Washington
und Moskau und zwischen Pa-
ris und Moskau («heisser
Draht»), ausserdem die beiden
am 22. Mirz 1988 in Betrieb ge-
nommenen «Zentren zur Ver-
minderung des nuklearen Risi-
kos» in Washington und Mos-
kau.

2.4 Die europdischen Staaten,
insbesondere in der Gefahren-
zone entlang der Beriihrungsli-
nie der Biindnisse, haben eine
unmittelbare  Verantwortung
gegeniiber thren Birgern, im
Rahmen ihrer Souveridnitit
und ihrer Blindnisverpflichtun-
gen das Mogliche zu tun, um
Frieden und Stabilitit zu si-
chern. Auch daraus erwichst
das Interesse, mit eigenen ko-
operativen Mitteln Krisen zu
vermeiden und Irrtiimer oder
Missverstindnisse selbst un-
mittelbar zu beseitigen, bevor
sie zu einer internationalen
Krise fiithren.

Dem konnten europiische In-
stitutionen und Massnahmen
dienen, wie sie auf der Stock-
holmer Konferenz von ver-
schiedenen Seiten vorgeschla-
gen wurden. (...)

3. Unser Vorschlag

3.1 Wir unterbreiten den Regie-
rungen der KSZE-Staaten die
nachfolgenden Vorschlige fir
eine Zone des Vertrauens und
der Sicherheit in Zentraleuropa
und empfehlen den Regierun-
gen der Bundesrepublik
Deutschland und der Deut-
schen Demokratischen Repu-
blik, entsprechende Initiativen
zu ergreifen.

3.2 Um diese Zone des Vertrau-
ens und der Sicherheit zu
schaffen, sind Massnahmen er-
forderlich, die beide Seiten da-
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gebnisse auszutauschen, um
die beteiligten Regierungen in
die Lage zu versetzen, Krisensi-
tuationen In  Zentraleuropa
vorzubeugen bzw. sie mit poli-
tischen Mitteln zu regeln. Dic
Zentren wirden die gleiche
technische Ausstattung erhal-
ten und in direkter Verbindung
stehen. Sie wiren mit Vertre-
tern und Experten aller betei-
ligten Lander zu besetzen.

d) Militirische Experten der
betreffenden Staaten werden
beauftragt, Einzelheiten fiir
stindige gemischte Beobach-
tungsposten an  strategisch
wichtigen Punkten zu vereinba-

ren: deren Ergebnisse werden
den «Zentren der Vertrauens-
bildung» mitgeteilt. Alle diese
Staaten tauschen Militiratta-
ches aus.

e) Eine gemeinsame européi-
sche Satellitenbeobachtung
wird angestrebt, deren Ergeb-
nisse gleichzeitig an alle «Zen-
tren der Vertrauensbildung»
tibermittelt werden. Sie wire
auch als  Instrument aller
KSZE-Teilnchmerstaaten
denkbar. Damit stiinden thre
Ergebnisse allen europiiischen
Staaten USA und Kanada zur
Verfligung.

f) Zusitzlich werden zwischen

den zentraleuropdischen Staa-
ten direkte bilaterale Verbin-
dungen («heisse Drihte») ge-
schalfen. Sie gewihrleisten im
Falle von Besorgnissen oder
Zwischenfillen eine schnelle
Verstdndigung zwischen den
Regierungen.

SPD und SED betrachten den
Vorschlag fiir eine «Zone des
Vertrauens und der Sicherheit
in  Zentraleuropa» als eine
biindnistibergreifende  politi-
sche Initiative, offen fir Ergédn-
zungen und Prédzisierungen so-
wie offen fir alle KSZE-Teil-
nehmerstaaten. (...)



AZ 8021 Zirich

: malkbib i othel
Wl ngEre Laty




	SPD und SED machen bündnisübergreifende Vorschläge : Zone des Vertrauens

